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Zuden Leserbriefen «Fluglärm
in Emmen: Ist eswirklich so
schlimm?»
Ausgabe vom 13. Juni

Der neue Schallschutzperime-
ter des VBS zeigt, dass wir als
Anwohner beiMilitärflugplät-
zen beimLärmschutz deutlich
schlechter behandelt werden
als jene bei zivilen Flugplätzen.
Es gibt eine starkeUngleichbe-
handlung, die Schallschutzperi-
meter sind viel kleiner, dadurch
werdendeutlichwenigerSchall-
schutzmassnahmenmitfinan-
ziert.

Es bestehen nämlichwe-
sentlicheUnterschiede zwi-
schen der Lärmermittlung von
zivilen Flugplätzen sowiemili-
tärischen Flugplätzen. Dawird
beiMilitärflugplätzen eine
pauschale Pegelkorrektur nach
unten vorgenommen und zu-
dem für die Festlegung des
Schallschutzperimeters für

Wohngebiete höhereGrenz-
werte als bei zivilenFlugplätzen
angewendet. Das bedeutet,
dass der Lärm vonMilitärflug-
zeugen in derWahrnehmung
viel lauter sein darf, um gleich
bewertet zuwerdenwie ziviler
Fluglärm. «Dank» dieser Un-
gleichbehandlung liegen ledig-
lich 175 Gebäude in diesem
Perimeter, wo Eigentümer
Anspruch auf finanzielle Ent-
schädigungen für passive Lärm-
schutzmassnahmen haben; bei
zivilen Flugplätzenwäre dieser
Perimeter deutlich grösser.

Ichweiss, derGrund für die-
se Ungleichbehandlung liegt in
der 40-jährigen Lärmschutz-
verordnung.Klar, vor40Jahren,
warendieVerhältnisse noch an-
dersalsheute. Icherinneremich
anmeine Schulzeit, als die
Venoms undHunter über unse-
reHäuser flogen – ein Säuseln
imVergleich zu F/A-18 und
dann erst recht zu F-35. Gemäss

KI sind in derselben Zeit die
zivilen Jets um76Prozent leiser
geworden.Was extrem stört,
sind die Spitzenbelastungen
der neuen F-35.

Die Lärmbelastung von
militärischemFluglärmwird
wegen der zunehmenden Spit-
zenbelastungenmit hohen
Maximalpegel als störender
empfunden, von vielen Anwoh-
ner gar als «erschreckend»
wahrgenommen.

Okay, das Schweizervolk
hat ja gesagt zu einemneuen
Kampfjet. Doch bitte, schützt
die Bevölkerung hier in Emmen
wie bei zivilen Flugplätzen! Da-
her erwarte ich vomVBS, dass
der neue Schallschutzperimeter
beimFlugplatz Emmenwie bei
einem zivilen Flugplatz berech-
net und die betroffene Bevölke-
rungmittels Lärmschutzmass-
nahmen unterstützt wird.

JürgMeyer, dipl.Ing.ETH, Emmenbrücke

«Bürgenstock: Polizeisperre
undgenervte Anwohnende»
Ausgabe vom 19. Juni

Bürgenstock undUmgebung,
Emmen Flugplatz undNach-
barn imAusnahmezustand.
Warum?Auf demBürgenstock
wird Frieden geschlossen. Or-
ganisiert werden dieGespräche
durchKatar,Pakistan,USA, Iran
etc. unddie Schweiz ist derAus-
tragungsortundauchVeranstal-
ter.Militär, Polizei und Zivil-
schutzorganisationen arbeiten
mit Hochdruck für denAnlass
und die Sicherheit.

Die lokale Bevölkerung
muss dieses Schauspiel ohne
Kommunikation über sich erge-
hen lassen. Fürwas und fürwen

machtmandasaufdemBürgen-
stock? Fürs Image der Schweiz
oder für dieWirtschaft, die da-
von profitieren kann? Beide
Faktoren sind schwierig abzu-
schätzen undwirklich zumes-
sen. Eines ist jedoch sicher:
Ökologisch ist dieses Treffen
einWahnsinn!

Wir diskutierenbei uns über
ganz vieleMassnahmen die der
Natur helfen sollen und auf der
anderen Seite werden innert
kürzester Zeit sinnlos Tausende
vonLiterBrennstoff fürdieFlie-
gerei verbraten, so dass ganze
Karawanen vonUS-Autos von
Emmen nachObbürgen ver-
schieben können.

Denkenwir doch das nächs-
teMal daran, wennwir über

ökologischeDetails diskutieren,
obwir nicht schlauer solche
Grossanlässe verhindern sollen.
Frieden ist wichtig, dochwenn
die Schweiz für diesen Frieden
die Zeche für die Unterschrift
bezahlensoll, stellensich fürdie
Bevölkerung Fragen – Fragen
die nicht beantwortet werden.

Martin Birrer, Emmen

Adresse für Leserbriefe

Die Adresse für Leserbriefe lau-
tet forum@chmedia.ch. Bitte ge-
ben Sie stets Ihre vollständige
Adresse an.

Er hat sich seinen Landeplatz wohl mit Bedacht ausgewählt: Dieser
Weissling berauscht sich am Lavendelduft. Leserbild: Vinzenz Blum, Egolzwil

«EU-Verträge schwächen
dieDemokratie«
Ausgabe vom 18. Juni

Die aktuelle Diskussion umdie
Bilateralen III und die damit
einhergehende dynamische
Rechtsübernahme berührt den
Kern unseres staatlichen Selbst-
verständnisses. Die imArtikel
erwähnte Analyse legt präzise
offen, was in der offiziellen
Euphorie oft ausgeblendetwird:
Der schleichendeMachtverlust
von Stimmbevölkerung, Kanto-
nen und Parlament zugunsten
supranationaler Strukturen und
einer gestärkten Exekutive.

Es wird oft argumentiert,
der uneingeschränkte Zugang
zumEU-Binnenmarkt sei alter-
nativlos und rechtfertige das
»Damoklesschwert« potenziel-
ler Ausgleichsmassnahmen.
Doch diese Annahme greift zu

kurz.WirtschaftlicherWohl-
stand und der Schutz unserer
direktenDemokratie schliessen
sich keineswegs gegenseitig
aus. Historisch betrachtet ver-
dankt die Schweiz ihre Stabilität
und Innovationskraft gerade
der dezentralenMachtstruktur,
der hohenRechtssicherheit
und der direktenMitsprache
der Bürger. Diese Faktoren
sind keineWachstumsbremsen,
sondern handfeste Standort-
vorteile. Eine erfolgreichewirt-
schaftliche Zusammenarbeit
auf Augenhöhe ist auch ohne
institutionelle Unterwerfung
möglich. Souveräne Staaten
weltweit schliessen pragmati-
sche, sektorielle Freihandelsab-
kommen ab, ohne ihre gesetz-
geberische Autonomie an eine
fremde Instanz zu delegieren.
Die vorgeschlagene »Äquiva-
lenzmethode« oder erweiterte

parlamentarischeMitwirkungs-
rechte sind zwar ehrenwerte
Versuche, denDemokratiever-
lust abzufedern, kurieren aber
letztlich nur die Symptome
einer fehlerhaften Konstruk-
tion.Wenn »Mehr Europa«
automatisch »weniger direkte
Demokratie«bedeutet, stimmt
der eingeschlagene Pfad nicht.
Die Schweizmuss selbstbe-
wusst aufzeigen,dassein flexib-
lerMarktzugang auf der Basis
vonGleichwertigkeit und
gegenseitigemRespekt der
Regulierungen der richtigeWeg
ist. UnserWohlstand darf nicht
mit dem sukzessiven Abbau
unserer politischen Rechte be-
zahlt werden.Wirtschaftliche
Kooperation ja, aber unter
strikterWahrung unseres
demokratischen Fundaments.

Pascal Müller, Dr. iur., Sarnen

Solaranlagen aufDächern sind
schon seit Längerembaubewilli-
gungsfrei, wenn sie «genügend
angepasst» sind. Es besteht le-
diglich eineMeldepflicht andie
zuständigeBehörde. Seit dem1.
Januar 2026 sindneuauchSolar-
anlagen anFassaden (d. h. verti-
kaleAnlagen) baubewilligungs-
frei. InbeidenFällen,sowohlauf
Dächern, als auch anFassaden,
müssendieAnlagennachdem
StandderTechnik«reflexions-
arm»ausgeführtwerden.Neben
denVorgabendesBundesrechts
können auch imkantonalen
RechtVorgabenbestehen.

Keine vorgängigen
Kontrollmöglichkeiten
Darumdürfte per 1. Januar 2026
für eine Vielzahl von Solaranla-
gen keine vorgängige Kontroll-
möglichkeit derNachbarn be-
stehen. DieNachbarnwerden
erst von solchenAnlagen erfah-
ren, wenn diese gebaut werden.

Ratgeber

Dass eine Anlage «reflexions-
arm» auf demStand der Tech-
nik ausgeführt ist, wird in der
Praxismeistmittels Datenblatt
desHerstellers bestätigt. Blen-
det eineAnlage trotzdem, istdie
Blendwirkung nach demUm-
weltschutzgesetz zu beurteilen.
Dies findet aber nicht in einem
Baubewilligungsverfahrenstatt,
sondern in einem Immissions-

klageverfahren, welches kanto-
nal unterschiedlich geregelt ist.
Teilweise sind auch informelle
Einigungsverfahren im kanto-
nalen Recht vorgesehen.

Von einer PV-Anlage reflek-
tiertes Sonnenlicht fällt unter
denBegriff Strahlen imBundes-
gesetz über denUmweltschutz
(USG,Art. 7Abs. 1). Solche stö-
rendenund schädlichenBlend-
wirkungen sinduntersagt (Art. 7
USG), zudemgilt dasVorsorge-
prinzip.Ob es sich bei solchen
Reflexionenumeine«übermäs-
sige»Einwirkunghandelt, be-
urteilt sichoftmals aufgrundvon
technischenBlendgutachten.
DasBundesamt fürUmwelt
empfiehlt zudem, dass beurtei-
lendeBehörden/Gerichte einen
Augenschein vorOrtmachen.

Entscheidend sind
Intensität undDauer
Nicht jede Blendung ist dabei
unzulässig, entscheidend sind

Intensität undDauer. Bezüglich
Intensität gehtman von einer
«Absolutblendung» aus bei
Messwerten über 100'000
cd/m2. EineDauer einer sol-
chenAbsolutblendung von 20
bis 30Minuten täglichwurde in
der Rechtsprechung als zumut-
bar qualifiziert. Längere Abso-
lutblendungen dürften daher
unzulässig sein, wobei die Um-
stände des Einzelfalles aber
stets einen grossen Einfluss ha-
ben (Lage, Ausrichtung, Dauer,
Intensität etc.). Sowohl Dauer
als auch Intensität sind gesetz-
lich nicht vorgeschrieben.

Wird eine über das Zumut-
bare hinausgehende Blendung
festgestellt, führt dies nicht zu
einemVerbot der Anlage, son-
dern zu emissionsbegrenzen-
denMassnahmen aufgrund des
Vorsorgeprinzips, wie etwa eine
Veränderung des Aufstellwin-
kels.AlsFaustregelkannausder
(bisherigen) Rechtsprechung

geschlossenwerden,dassAbso-
lutblendungen auf Balkonen
oder ähnlich empfindlichenOr-
ten von einer Stunde undmehr
täglich übermehrereMonate
Massnahmen erfordern.

Kurzantwort

Seit dem1. Januar könnenneben
PV-Anlagen auf Dächern auch
Anlagen an Balkonen oder Fas-
saden baubewilligungsfrei reali-
siertwerden.BlendensolcheAn-
lagen, müssen sich betroffene
Nachbarn in einem Imissions-
schutzverfahren zurWehr setzen
und die Anlage anhand von Gut-
achten überprüfen lassen. (heb)
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Lärmbelastung ist erschreckend

Wer zahlt die Zeche?

Betörender Duft

Zusammenarbeit auf Augenhöhe ist möglich

Wenn Solarzellen blenden: Das können Sie dagegen tun
NachbarschaftMein Nachbar hat eine Solaranlage installiert, ohne dass ich vorher informiert worden bin. Die an
der Fassademontierte Anlage blendetmich je nach Sonnenstand aber stark. Braucht derNachbar für die Installation
keine Baubewilligung?Wie kann ichmich dagegen wehren?
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